
 

VERKAUFS- UND LIEFERBEDINGUNGEN 
STÖBER Antriebstechnik GmbH + Co. KG 

1.  Geltungsbereich 

1.1 Diese Allgemeinen Verkaufs- und Lieferungsbedingungen ("AVLB") gelten für alle 
unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren Kunden. Diese AVLB gelten nur, wenn der 
Kunde Unternehmern i. S. des § 14 BGB ist. 

 
1.2  Diese AVLB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder die Lieferung 

beweglicher Sachen ("Ware" oder "Liefergegenstand" oder "Produkte"), ohne 
Rücksicht darauf, ob wir die Ware selbst herstellen oder bei Zulieferern einkaufen (§§ 
433, 650 BGB). Sofern nichts anderes vereinbart, gelten diese AVLB in der zum 
Zeitpunkt der Bestellung des Kunden gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in 
Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige 
Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten.  

 
1.3  Wir erbringen all unsere Lieferungen und Leistungen ausschließlich unter Geltung 

dieser AVLB. Entgegenstehende oder abweichende Bedingungen des Kunden 
erkennen wir nicht an, es sei denn, wir hätten ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt. 
Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der 
Kunde im Rahmen der Bestellung auf seine AGB verweist und wir dem nicht 
ausdrücklich widersprechen. 

 
1.4  Individuelle Vereinbarungen (z. B. Rahmenlieferverträge, 

Qualitätssicherungsvereinbarungen) und Angaben in unserer Auftragsbestätigung 
haben Vorrang vor diesen AVLB. Handelsklauseln sind im Zweifel gem. den von der 
Internationalen Handelskammer in Paris (ICC) herausgegebenen Incoterms® in der bei 
Vertragsschluss gültigen Fassung auszulegen.  

 
1.5  Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Kunden in Bezug auf den Vertrag (z. 

B. Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich abzugeben. 
Schriftlichkeit in Sinne dieser AVLB schließt Schrift- und Textform (z. B. Brief, E-Mail, 
Telefax) ein. Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei 
Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 

 
1.6  Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. 

Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, 
soweit sie in diesen AVLB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich 
ausgeschlossen werden. 

  



 

2.  Auskünfte / Beratung / Eigenschaften der Produkte und Leistungen 
/Mitwirkungshandlungen 

 
2.1 Auskünfte und Erläuterungen hinsichtlich unserer Produkte und Leistungen durch uns 

oder unsere Vertriebsvermittler erfolgen ausschließlich aufgrund unserer bisherigen 
Erfahrung. Sie stellen keinerlei Eigenschaften oder Garantieren in Bezug auf unsere 
Produkte dar. Die hierbei angegebenen Werte sind als Durchschnittswerte unserer 
Produkte anzusehen. 

 

Wir stehen mangels ausdrücklich anderweitiger Vereinbarung nicht dafür ein, dass 
unsere Produkte und/ oder Leistungen für den vom Kunden verfolgten Zweck geeignet 
sind. 
 

2.2 Eine Beratungspflicht übernehmen wir nur ausdrücklich kraft schriftlichem, 
gesonderten Beratungsvertrag. 

 
2.3 Eine Garantie gilt nur dann als von uns übernommen, wenn wir schriftlich eine 

Eigenschaft und/ oder einen Leistungserfolg als „rechtlich garantiert“ bezeichnet 
haben. 

 
2.4  Im Rahmen der Auftragserteilung hat uns der Kunde alle zur Durchführung des 

Auftrages erforderlichen Unterlagen, insbesondere technische Zeichnungen, 
technische Daten, Prüfanweisungen etc. zur Verfügung zu stellen. Insbesondere muss 
der Kunde die einzuhaltenden Toleranzen sowie Normen bekannt geben. Der Kunde 
haftet für die Richtigkeit dieser Unterlagen und Angaben. Für Mängel, die auf Fehler in 
diesen Unterlagen oder Angaben zurückzuführen sind, haften wir nicht. 

 
2.5  Der Kunde ist verpflichtet, uns darauf hinzuweisen, falls der Einsatz der zu 

bearbeitenden Produkte mit besonderen Risiken verbunden ist. Dies gilt insbesondere 
für den Einsatz der Produkte in sicherheitsrelevanten Bereichen, wie z. B. 
Automobilbereich, Medizin- und Dentaltechnik, Luft- und Raumfahrt und Rüstung. 

 

3.  Vertragsschluss / Liefer- und Leistungsumfang 
 
3.1  Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als 

bindendes Angebot bezeichnet sind. Dies gilt auch, wenn wir dem Kunden Kataloge, 
technische Dokumentationen (z. B. Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, 
Verweisungen auf DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – 
auch in elektronischer Form – überlassen haben, an denen wir uns Eigentums- und 
Urheberrechte vorbehalten. 

 



 

3.2  Die Bestellung der Ware durch den Kunden gilt als verbindliches Vertragsangebot. 
Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses 
Vertragsangebot innerhalb von 4 Wochen nach seinem Zugang bei uns anzunehmen. 

 
3.3  Die Annahme kann entweder schriftlich (z. B. durch Auftragsbestätigung) oder durch 

Auslieferung der Ware an den Kunden erklärt werden. 
 
3.4  Maßgeblich für den Auftrag ist unsere schriftliche Auftragsbestätigung. Diese 

Auftragsbestätigung kann auch durch Übersendung einer Rechnung erfolgen. Hat der 
Kunde Einwendungen gegen den Inhalt der Auftragsbestätigung, so muss er der 
Auftragsbestätigung unverzüglich widersprechen. Ansonsten kommt der Vertrag nach 
Maßgabe der Auftragsbestätigung zustande. Bei inhaltlichen Abweichungen von 
Zeichnungen ist die Leistungsbeschreibung in der Auftragsbestätigung maßgeblich. 

 
3.5  Mündliche oder fernmündliche Vereinbarungen werden nur dann Vertragsbestandteil, 

wenn sie von uns schriftlich bestätigt werden. 
 
3.6  Unsere Angaben zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z. B. Gewichte, Maße, 

Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie unsere 
Darstellungen desselben (z. B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annähernd 
maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck 
eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten 
Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der 
Lieferung oder Leistung. Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen die 
aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische Verbesserungen 
darstellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen durch gleichwertige Teile sind zulässig, 
soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehen Zweck nicht 
beeinträchtigen. 

 
3.7  Wir sind berechtigt, konstruktive Änderungen der von uns gelieferten Produkte 

vorzunehmen, sofern sich diese aus Weiterentwicklungen des jeweiligen 
Serienprodukts ergeben und sofern die geänderten Produkte den vom Kunden 
bestellten Produkten wirtschaftlich und technisch zumindest gleichwertig sind und 
vom Kunden in gleicher Weise eingesetzt werden können wie die ursprünglich zu 
liefernden Produkte. 

 
3.8  Sind aufgrund fehlender oder fehlerhafter Angaben des Kunden Änderungen zum 

Leistungsinhalt erforderlich, sind wir berechtigt, diese vorzunehmen; dadurch 
entstehende Kosten oder Schäden hat der Kunde uns zu erstatten. 

 

  



 

4.  Lieferfrist und Lieferverzug 

4.1  Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. von uns bei Annahme der Bestellung 
angegeben.  

 
4.2  Die Einhaltung der Lieferzeiten setzt voraus, dass alle kaufmännischen und technischen 

Fragen geklärt sind und der Kunde alle ihm obliegenden Verpflichtungen erfüllt hat.  
 
Diese sind insbesondere: 
 
- die mangelfreie, vollständige und rechtzeitige Bereitstellung der in der 

Auftragsbestätigung spezifizierten Beistellungen und Leihgegenständen durch 
den Kunden nach Maßgabe der Ziffer 15., 

 
- die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen (etwa die Leistung einer 

Anzahlung durch den Kunden), 
 
- die Stellung von Sicherheiten durch den Kunden. 

 

Ist dies nicht der Fall, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Dies gilt nicht, 
soweit wir die Verzögerung zu vertreten haben. 
 
Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages bleibt vorbehalten. 

 
4.3. Wir sind lediglich verpflichtet, aus unserem eigenen Warenvorrat zu leisten 

(Vorratsschuld). 
 
4.4 Wir sind nur zu Teillieferungen berechtigt, wenn 
 

- die Teillieferung für den Kunden im Rahmen des vertraglichen 
Bestimmungszwecks verwendbar ist, 

 
- die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 
 
- dem Kunden hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche Kosten 

entstehen (es sei denn, wir erklären uns zur Übernahme dieser Kosten bereit). 
 
4.5  Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In 

jedem Fall ist aber eine Mahnung durch den Kunden erforderlich.  
 
Wenn dem Kunden wegen unseres Verzugs ein Schaden erwächst, so kann der Kunde 
pauschalierten Ersatz seines Verzugsschadens verlangen. Die Schadenspauschale 



 

beträgt für jede vollendete Kalenderwoche des Verzugs 0,5% des Nettopreises für die 
im Verzug befindliche Warenlieferung und/oder Leistung im Ganzen (Lieferwert), 
insgesamt jedoch höchstens 5% des Lieferwerts der verspätet gelieferten Ware 
und/oder erbrachten Leistungen. Ein weitergehender Ersatz unsererseits des 
Verzögerungsschadens ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht im Falle eines vorsätzlichen, 
grob fahrlässigen oder arglistigen Handelns von uns, bei Ansprüchen wegen der 
Verletzung von Leib, Leben oder Gesundheit sowie im Falle eines vereinbarten fixen 
Liefertermins im Rechtssinne und der Übernahme einer Leistungsgarantie oder eines 
Beschaffungsrisikos nach § 276 BGB und bei einer gesetzlich zwingenden Haftung. 
 
Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Kunden gar kein Schaden oder nur ein 
wesentlich geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. 

 
4.6  Die Rechte des Kunden gem. Ziffer 11. dieser AVLB und unsere gesetzlichen Rechte, 

insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (z. B. aufgrund Unmöglichkeit 
oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nacherfüllung), bleiben unberührt. 

 

5.  Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 
 
5.1  Die Lieferung erfolgt gemäß Incoterm FCA, wo auch der Erfüllungsort für die Lieferung 

und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten des Kunden wird die 
Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Versendungskauf). Soweit nicht 
etwas anderes vereinbart ist, sind wir berechtigt, die Art der Versendung 
(insbesondere Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu 
bestimmen. 

 
5.2  Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware 

geht spätestens mit der Übergabe auf den Kunden über. Beim Versendungskauf geht 
jedoch die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 
Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Auslieferung der Ware an den 
Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung 
bestimmten Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese 
für den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte 
Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der 
Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Kunden im Verzug der Annahme 
ist. 

 
5.3  Kommt der Kunde in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung oder 

verzögert sich unsere Lieferung aus anderen, vom Kunden zu vertretenden Gründen, 
so sind wir berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich 
Mehraufwendungen (z. B. Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür berechnen wir eine 
pauschale Entschädigung iHv 0,5 % des vereinbarten Netto-Auftragswertes für jede 



 

begonnene Kalenderwoche für den nicht angenommenen Teil der Lieferung, insgesamt 
jedoch höchstens 10% des vereinbarten Netto-Auftragswertes, beginnend mit der 
Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit der Mitteilung der Versandbereitschaft 
der Ware. Wir sind berechtigt, die Ware auch außerhalb unseres Werkes zu lagern. 
 
Der Nachweis eines höheren Schadens und unsere gesetzlichen Ansprüche 
(insbesondere Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung, 
Kündigung) bleiben unberührt; die Pauschale ist aber auf weitergehende 
Geldansprüche anzurechnen. Dem Kunden bleibt der Nachweis gestattet, dass uns 
überhaupt kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorstehende Pauschale 
entstanden ist. 

 

6.  Selbstbelieferungsvorbehalt, Höhere Gewalt 
 
6.1 Erhalten wir aus von uns nicht zu vertretenden Gründen für die Erbringung unserer 

geschuldeten vertragsgegenständlichen Lieferungen oder Leistungen Lieferungen oder 
Leistungen unserer Unterlieferanten trotz ordnungsgemäßer und ausreichender 
Eindeckung vor Vertragsschluss mit dem Kunden entsprechend der Quantität und der 
Qualität aus unserer Liefer- oder Leistungs-vereinbarung mit dem Kunden (kongruente 
Eindeckung) nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig oder treten Ereignisse höherer 
Gewalt von nicht unerheblicher Dauer (d. h. mit einer Dauer von länger als 14 
Kalendertagen) ein, so werden wir unseren Kunden rechtzeitig schriftlich oder in 
Textform informieren. In diesem Fall sind wir berechtigt, die Lieferung um die Dauer 
der Behinderung hinauszuschieben oder wegen des noch nicht erfüllten Teils vom 
Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten, soweit wir unserer vorstehenden 
Informationspflicht nachgekommen sind und nicht das Beschaffungsrisiko oder eine 
Liefergarantie übernommen haben. 
 
In jedem Fall liegt Höhere Gewalt vor bei Kampfhandlungen (unabhängig davon, ob ein 
Krieg erklärt worden ist), Unruhen, Explosionen, Feuer, Flut, Erdbeben, Taifun, 
Epidemien, Pandemien, Krankheiten oder Quarantäne, Cyberangriffen, 
Betriebsstörungen des World Wide Web (Internet) und bei arbeitsrechtlichen 
Streitigkeiten, aufgrund derer der Geschäftsbetrieb vollständig oder überwiegend zum 
Erliegen kommt, sowie bei Handlungen, Unterlassungen oder Maßnahmen einer 
Regierung oder beim Befolgen staatlicher Aufforderungen und behördlichen 
Eingriffen. 
Der Höheren Gewalt stehen gleich Energie- und Rohstoffknappheit, unverschuldete 
Transportengpässe oder -Hindernisse, unverschuldete Betriebsbehinderungen – z. B. 
durch Feuer-, Wasser- und Maschinenschäden – und allen sonstigen Behinderungen, 
die bei objektiver Betrachtungsweise nicht von uns schuldhaft herbeigeführt worden 
sind. 

 



 

6.2  Ist ein Liefertermin oder eine Lieferfrist verbindlich vereinbart, wird aufgrund von 
Ereignissen nach Ziffer 6. 1. der vereinbarte Liefertermin und die vereinbarte Lieferfrist 
überschritten, so ist der Kunde berechtigt, nach fruchtlosem Verstreichen einer 
angemessenen Nachfrist wegen des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag 
zurückzutreten. Weitergehende Ansprüche des Kunden, insbesondere auf solche von 
Schadensersatz, sind in diesem Fall ausgeschlossen. 

 
6.3  Vorstehende Regelung gemäß Ziffer 6. 2. gilt entsprechend, wenn aus den in Ziffer 6.1. 

genannten Gründen auch ohne vertragliche Vereinbarung eines festen Liefertermins 
dem Kunden ein weiteres Festhalten am Vertrag objektiv unzumutbar ist.  

 

7.  Preise und Zahlungsbedingungen 
 
7.1  Maßgeblich sind die in der Auftragsbestätigung genannten Preise. Sie gelten ab Werk 

und schließen Verpackung, Fracht, Porto, Wertsicherung und MwSt. nicht ein. 
 
Eine Transportversicherung erfolgt nur auf Wunsch und auf Rechnung des Kunden. Für 
frachtfrei und unbeschädigt zurückgesandte Verpackung wird die Hälfte des 
berechneten Preises vergütet. 

 
7.2  Beim Versendungskauf (Ziffer 5.1) trägt der Kunde die Transportkosten ab Lager und 

die Kosten einer ggf. vom Kunden gewünschten Transportversicherung. Sofern wir 
nicht die im Einzelfall tatsächlich entstandenen Transportkosten in Rechnung stellen, 
gilt eine Transportkostenpauschale (ausschließlich Transportversicherung) iHv bis zu 
3% des vereinbarten Netto-Auftragswertes als vereinbart. Etwaige Zölle, Gebühren, 
Steuern und sonstige öffentliche Abgaben trägt der Kunde. 

 
7.3  Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen innerhalb von 14 Tagen ab Rechnungsstellung und 

Lieferung bzw. Abnahme der Ware. Der Abzug von Skonto bedarf besonderer 
schriftlicher Vereinbarung.  
 
Wir sind jedoch, auch im Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung, jederzeit 
berechtigt, eine Lieferung ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse durchzuführen. 
Einen entsprechenden Vorbehalt erklären wir spätestens mit der Auftragsbestätigung.  
 

7.4  Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Kunden in Verzug. Der Kaufpreis ist 
während des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. 
Wir behalten uns die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. 
Gegenüber Kaufleuten bleibt unser Anspruch auf den kaufmännischen Fälligkeitszins 
(§ 353 HGB) unberührt. 

 



 

7.5  Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z. B. durch Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens), dass unser Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde 
Leistungsfähigkeit des Kunden gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen 
Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – zum 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung 
unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt sofort erklären; 
die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben 
unberührt. 

 
 

8.  Eigentumsvorbehalt 

8.1  Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künftigen 
Forderungen aus dem Kaufvertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung 
(gesicherte Forderungen) behalten wir uns das Eigentum an den verkauften Waren vor.  

 
8.2  Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollständiger Bezahlung 

der gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet, noch zur Sicherheit 
übereignet werden. Der Kunde hat uns unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, 
wenn ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Zugriffe 
Dritter (z. B. Pfändungen) auf die uns gehörenden Waren erfolgen. 

 
 
8.3  Bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei Nichtzahlung des 

fälligen Kaufpreises, sind wir berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom 
Vertrag zurückzutreten oder/und die Ware auf Grund des Eigentumsvorbehalts heraus 
zu verlangen. Das Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des 
Rücktritts; wir sind vielmehr berechtigt, lediglich die Ware heraus zu verlangen und uns 
den Rücktritt vorzubehalten. Zahlt der Kunde den fälligen Kaufpreis nicht, dürfen wir 
diese Rechte nur geltend machen, wenn wir dem Kunden zuvor erfolglos eine 
angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder eine derartige Fristsetzung nach 
den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 

 
8.4  Der Kunde ist bis auf Widerruf gem. unten (c) befugt, die unter Eigentumsvorbehalt 

stehenden Waren im ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern und/oder 
zu verarbeiten. In diesem Fall gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen: 
 
a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, Vermischung 

oder Verbindung unserer Waren entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem 
Wert, wobei wir als Hersteller gelten. Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung 
oder Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwerben 
wir Miteigentum im Verhältnis der Rechnungswerte der verarbeiteten, 



 

vermischten oder verbundenen Waren. Im Übrigen gilt für das entstehende 
Erzeugnis das Gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware. 

 
b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entstehenden 

Forderungen gegen Dritte tritt der Kunde schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe 
unseres etwaigen Miteigentumsanteils gem. vorstehendem Absatz zur Sicherheit 
an uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Die in Abs. 2 genannten Pflichten des 
Kunden gelten auch in Ansehung der abgetretenen Forderungen. 

 
c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Kunde neben uns ermächtigt. Wir 

verpflichten uns, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Kunde seinen 
Zahlungsverpflichtungen uns gegenüber nachkommt, kein Mangel seiner 
Leistungsfähigkeit vorliegt und wir den Eigentumsvorbehalt nicht durch 
Ausübung eines Rechts gem. Abs. 3 geltend machen. Ist dies aber der Fall, so 
können wir verlangen, dass der Kunde uns die abgetretenen Forderungen und 
deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die 
dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die 
Abtretung mitteilt. Außerdem sind wir in diesem Fall berechtigt, die Befugnis des 
Kunden zur weiteren Veräußerung und Verarbeitung der unter 
Eigentumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen. 

d) Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten unsere Forderungen um mehr 
als 10%, werden wir auf Verlangen des Kunden Sicherheiten nach unserer Wahl 
freigeben. 

 

9.  Sachmängel 

9.1  Für die Rechte des Kunden bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 
Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter 
Anleitungen) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Sondervorschriften 
zum Aufwendungsersatz bei Endlieferung der neu hergestellten Ware an einen 
Verbraucher (Lieferantenregress gem. §§ 478, 445a, 445b bzw. §§ 445c, 327 Abs. 5, 
327u BGB), sofern nicht, z. B. im Rahmen einer Qualitätssicherungsvereinbarung, ein 
gleichwertiger Ausgleich vereinbart wurde. 

 
9.2  Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaffenheit und die 

vorausgesetzte Verwendung der Ware (einschließlich Zubehör und Anleitungen) 
getroffene Vereinbarung. Als Beschaffenheitsvereinbarung in diesem Sinne gelten alle 
Produktbeschreibungen und Herstellerangaben, die Gegenstand des einzelnen 
Vertrages sind oder von uns (insbesondere in Katalogen oder auf unserer Internet-
Homepage) zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses öffentlich bekannt gemacht waren. 
Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung 



 

zu beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 3 BGB). Öffentliche 
Äußerungen des Herstellers oder in seinem Auftrag insbes. in der Werbung oder auf 
dem Etikett der Ware gehen dabei Äußerungen sonstiger Dritter vor.  

 
9.3  Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten schulden wir eine 

Bereitstellung und ggf. eine Aktualisierung der digitalen Inhalte nur, soweit sich dies 
ausdrücklich aus einer Beschaffenheitsvereinbarung gem. Abs. 2 ergibt. Für öffentliche 
Äußerungen des Herstellers und sonstiger Dritter übernehmen wir insoweit keine 
Haftung. 

 
9.4  Wir haften grundsätzlich nicht für Mängel, die der Kunde bei Vertragsschluss kennt 

oder grob fahrlässig nicht kennt (§ 442 BGB). Weiterhin setzen die Mängelansprüche 
des Kunden voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Anzeigepflichten 
(§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Bei Baustoffen und anderen, zum Einbau oder 
sonstigen Weiterverarbeitung bestimmten Waren hat eine Untersuchung in jedem Fall 
unmittelbar vor der Verarbeitung zu erfolgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der 
Untersuchung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist uns hiervon 
unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall sind offensichtliche Mängel 
innerhalb von 5 Kalendertagen ab Lieferung und bei der Untersuchung nicht 
erkennbare Mängel innerhalb der gleichen Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen. 
Versäumt der Kunde die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist 
unsere Haftung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß 
angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen. Bei einer zum 
Einbau, zur Anbringung oder Installation bestimmten Ware gilt dies auch dann, wenn 
der Mangel infolge der Verletzung einer dieser Pflichten erst nach der entsprechenden 
Verarbeitung offenbar wurde; in diesem Fall bestehen insbesondere keine Ansprüche 
des Kunden auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und Einbaukosten"). 

 
9.5  Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst wählen, ob wir Nacherfüllung 

durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer 
mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) leisten. Ist die von uns gewählte Art der 
Nacherfüllung im Einzelfall für den Kunden unzumutbar, kann er sie ablehnen. Unser 
Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, 
bleibt unberührt. 
 
Im Falle der Ersatzlieferung hat uns der Kunde den mangelhaften Liefergegenstand 
nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben. Uns steht ein Anspruch auf 
Übereignung der ersetzten Teile zu. 

 
9.6  Sofern wir das Vorliegen eines Mangels nicht ausdrücklich schriftlich bestätigt haben, 

werden Nachbesserung oder Ersatzlieferung bzw. Neuherstellung von uns 
grundsätzlich allenfalls auf Kulanz und ohne Anerkennung einer Rechtspflicht 
ausgeführt. 



 

 
9.7  Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass 

der Kunde den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Kunde ist jedoch berechtigt, einen im 
Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

 
9.8  Der Kunde hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und 

Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu 
übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat uns der Kunde die mangelhafte Sache auf 
unser Verlangen nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben; einen 
Rückgabeanspruch hat der Kunde jedoch nicht. Die Nacherfüllung beinhaltet weder 
den Ausbau, die Entfernung oder Desinstallation der mangelhaften Sache noch den 
Einbau, die Anbringung oder die Installation einer mangelfreien Sache, wenn wir 
ursprünglich nicht zu diesen Leistungen verpflichtet waren; Ansprüche des Kunden auf 
Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und Einbaukosten") bleiben unberührt. 

 
9.9  Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 

insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie ggf. Aus- und 
Einbaukosten tragen bzw. erstatten wir nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung und 
diesen AVB, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Erhöhen sich diese Kosten dadurch, 
dass die Ware an einen anderen Ort als den Anlieferort verbracht wurde, trägt diese 
Kosten der Kunde. Andernfalls können wir vom Kunde die aus dem unberechtigten 
Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten ersetzt verlangen, wenn der 
Kunde wusste oder fahrlässig nicht wusste, dass tatsächlich kein Mangel vorliegt. 

 
9.10  Mängelansprüche des Kunden bestehen nicht, wenn der Kunde oder ein Dritter 

unsachgemäß auf unseren Liefergegenstand eingewirkt hat, oder den 
Liefergegenstand in Kenntnis des Mangels genutzt hat. In diesen Fällen kommt eine 
Haftung von uns nur in Betracht, wenn der Kunde nachweist, dass die Mängel weder 
insgesamt noch teilweise durch die vorbezeichneten Einwirkungen verursacht worden 
sind.  

 
9.11 Mängelansprüche entstehen nicht infolge von Ursachen, die nicht auf unser 

Verschulden zurückzuführen sind, beispielsweise: 
 
- Die Lieferungen unsachgemäß behandelt, gelagert, montiert, verwendet, 

ungeeigneten und vertraglich nicht vorausgesetzten chemischen, 
elektrochemischen oder elektrischen Einflüssen ausgesetzt oder 
überbeansprucht worden sind. 

 
- Bei Bearbeitung eingesandter Teile zur Span- und Wärmebehandlung, Schleifen 

usw., wenn die Mängel sich aus dem Verhalten des Werkstoffes ergeben.  
 



 

Werden eingesandte Teile durch Materialfehler oder sonstige Mängel bei der 
Bearbeitung unbrauchbar, so sind uns die aufgewendeten Bearbeitungskosten zu 
ersetzen.  

 
Werden Werkstücke durch Umstände unbrauchbar, die der Kunde zu vertreten 
hat, übernimmt er die Bearbeitung gleichartiger Ersatzstücke.  

 
- Die Lieferungen in einer von uns nicht genehmigten Weise verändert worden 

sind.  
 
- Mit uns nicht abgestimmte Veränderungen, Ergänzungen oder Umbauten an den 

Lieferungen vorgenommen werden oder Zubehör- oder Ersatzteile fremder 
Herkunft verwendet werden, es sei denn der Kunde weist nach, dass der geltend 
gemachte Mangel nicht in ursächlichem Zusammenhang mit einer solchen 
Maßnahme steht.  

- Der Kunde die Vorschriften über die Behandlung, Wartung und Pflege der 
Lieferungen (z. B. Bedienungsanleitung) nicht befolgt hat, sofern nicht 
ausgeschlossen werden kann, dass einer dieser Umstände für das Auftreten des 
Fehlers ursächlich geworden ist.  

 
- Für Mängel, die auf Maßnahmen oder Konstruktionen zurückzuführen sind, die 

der Kunde ausdrücklich verlangt hat oder an Materialien oder Erzeugnissen 
auftreten, die der Kunde beigestellt bzw. überlassen hat oder deren Verwendung 
der Kunde entgegen unseres Hinweises ausdrücklich verlangt hat, leisten wir 
keine Gewähr. 

 
- Mängelansprüche des Kunden bestehen insbesondere auch dann nicht, wenn 

natürliche Abnutzung, übermäßige Beanspruchung, ungeeignete und 
unsachgemäße Verwendung - insbesondere entgegen der Angaben in der 
Bedienungs- bzw. Betriebsanleitung – fehler-hafte Montage bzw. 
Inbetriebsetzung durch unseren Kunden oder Dritte, nachträgliche Abnutzung, 
fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, nicht ordnungsgemäße Wartung, 
ungeeignete Betriebsmittel/Austauschwerkstoffe, ungeeigneter Aufstellort, 
insbesondere Aufstellgrund, fehlende Stabilität oder ungeeignete Sicherung der 
Stromversorgung, chemische oder elektrische Einflüsse, uns unbekannte 
schädliche Umgebungsbedingungen sofern sie nicht von uns zu verantworten 
sind, vorliegen oder mit unserer ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung 
vorgenommen worden sind. 

 
9.12  Mängelansprüche entstehen ferner nicht für den Fall, dass die überlassene Software 

durch den Kunden mit Fremdsoftware verbunden wird, und keine Kompatibilität einer 
solchen Fremdsoftware mit der Software gegeben ist, und ebenso wenig, wenn es sich 
um Mängel handelt, die auf einer nicht vertragsgemäßen Nutzung oder 



 

unsachgemäßen Bedienung der Software durch den Kunden beruhen. 
Mängelansprüche entstehen auch nicht für den Fall, dass der Kunde nicht die 
vorausgesetzte Systemkonfiguration, insbesondere Infrastruktur, Hardware, 
Betriebssystem und Datenbank verwendet. 

 
9.13 Mängelansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die Anlagen und sonstigen 

Maschinen des Kunden oder eines Dritten nicht in technisch einwandfreiem und 
betriebsbereitem Zustand oder mit den Lieferungen nicht kompatibel sind, die 
technischen Anlagen des Kunden wie etwa Zuleitungen, Verkabelungen u. ä. nicht in 
technisch einwandfreiem und betriebsbereitem Zustand oder mit den Lieferungen 
nicht kompatibel sind, soweit dieser Umstand kausal für den Mangel ist. 

 
9.14  Wenn eine für die Nacherfüllung vom Kunden zu setzende angemessene Frist erfolglos 

abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann der Kunde 
nach den gesetzlichen Vorschriften vom Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis 
mindern. Bei einem unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 

 
9.15  Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen 

bestehen auch bei Mängeln nur nach Maßgabe von Ziffer 11. und sind im Übrigen 
ausgeschlossen. 

 

10. Schutzrechte  

10.1  Wir stehen nach Maßgabe dieser Ziffer 10. dafür ein, dass der Liefergegenstand frei 
von gewerblichen Schutzrechten oder Urheberrechten Dritter ist. Jeder 
Vertragspartner wird den anderen Vertragspartner unverzüglich schriftlich 
benachrichtigen, falls ihm gegenüber Ansprüche wegen der Verletzung solcher Rechte 
geltend gemacht werden. 

 
10.2  In dem Fall, dass der Liefergegenstand ein gewerbliches Schutzrecht oder 

Urheberrecht eines Dritten verletzt, werden wir nach unserer Wahl und auf unsere 
Kosten den Liefergegenstand derart abändern oder austauschen, dass keine Rechte 
Dritter mehr verletzt werden, der Liefergegenstand aber weiterhin die vertraglich 
vereinbarten Funktionen erfüllt, oder dem Kunden durch Abschluss eines 
Lizenzvertrages mit dem Dritten das Nutzungsrecht verschaffen. Gelingt uns dies 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums nicht, ist der Kunde berechtigt, von dem 
Vertrag zurückzutreten oder den Kaufpreis angemessen zu mindern. Etwaige 
Schadensersatzansprüche des Kunden unterliegen den Beschränkungen der Ziffer 11. 
dieser AVLB.  

 
10.3  Bei Rechtsverletzungen durch von uns gelieferte Produkte anderer Hersteller werden 

wir nach unserer Wahl unsere Ansprüche gegen die Hersteller und Vorlieferanten für 



 

Rechnung des Kunden geltend machen oder an den Kunden abtreten. Ansprüche 
gegen uns bestehen in diesen Fällen nach Maßgabe dieser Ziffer 10. nur, wenn die 
gerichtliche Durchsetzung der vorstehend genannten Ansprüche gegen die Hersteller 
und Vorlieferanten erfolglos war oder, bspw. aufgrund einer Insolvenz, aussichtslos ist. 

 
10.4 Im Übrigen gelten die Regelungen der Ziffer 9. entsprechend.  
 
 
  



 

11.  Sonstige Haftung 

11.1  Soweit sich aus diesen AVLB einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen nichts 
anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und 
außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 

 
11.2  Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der 

Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher 
Fahrlässigkeit haften wir, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen (z. B. 
Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten; unerhebliche Pflichtverletzung), nur 
 
a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
 
b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, 

deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut 
und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 

 
11.3 Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch gegenüber 

Dritten sowie bei Pflichtverletzungen durch Personen (auch zu ihren Gunsten), deren 
Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie gelten nicht, 
soweit ein Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der 
Ware übernommen wurde und für Ansprüche des Kunden nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 

 
11.4 Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Kunde nur 

zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein 
freies Kündigungsrecht des Kunden (insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) wird 
ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und 
Rechtsfolgen. 

 
11.5 Soweit wir technische Auskünfte geben oder beratend tätig werden und diese 

Auskünfte oder Beratungen nicht zu dem von uns geschuldeten, vertraglich 
vereinbarten Leistungs-umfang gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter 
Ausschluss jeglicher Haftung. 

 
11.6 Die Schnittstellenverantwortung zur Einbindung unserer Lieferungen und Leistungen 

in etwaige Anlagen verbleibt beim Kunden.  
 
11.7 Die Haftung für Schäden durch Datenverluste oder Hardwarestörungen beim Kunden, 

die durch Inkompatibilität der vorhandenen Hard- und Softwarekomponenten des 
Kunden mit unseren Lieferungen und Leistungen verursacht werden, ist mangels 



 

Verantwortlichkeit von uns ausgeschlossen. Ebenfalls haften wir nicht für 
Systemstörungen, die durch vorhandene Fehlkonfigurationen oder ältere nicht 
vollständig entfernte Treibersoftware entstehen können. 

 

12.  Aufrechnung und Zurückbehaltung 

12.1  Der Kunde darf nur mit einer unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Gegenforderung aufrechnen.  

 
12.2  Die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts ist dem Kunden nur gestattet, 

wenn sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht und unbestritten 
oder rechtskräftig festgestellt ist.  

 
12.3  Bei Mängeln der Lieferung bleiben die Gegenrechte des Kunden insbesondere gem. 

Ziffer 9.2 Satz 2 dieser AVLB unberührt. 
 

13.  Eigentums- und Urheberrecht 

Wir behalten uns das Eigentum und Urheberrecht an allen von uns abgegebenen 
Angeboten und Kostenvoranschlägen sowie dem Kunden zur Verfügung gestellten 
Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Katalogen, Modellen, 
Prototypen, Werkzeugen, Software und ähnlichen Unterlagen, Daten und Hilfsmitteln 
vor. Der Kunde darf diese Gegenstände ohne unsere ausdrückliche schriftliche 
Zustimmung Dritten nicht zugänglich machen, sie bekannt geben, selbst oder durch 
Dritte nutzen oder vervielfältigen. Auf unser Verlangen sind diese Gegenstände 
unverzüglich und vollständig an uns zurückzugeben und eventuell gefertigte Kopien zu 
vernichten, wenn sie im ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden 
oder wenn Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages führen.  

 

14.  Softwarenutzung 

Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, wird dem Kunden ein nicht ausschließliches 
Recht eingeräumt, die gelieferte Software einschließlich ihrer Dokumentation zu nutzen. Sie 
wird zur Verwendung auf dem dafür bestimmten Liefergegenstand überlassen. Eine 
Nutzung der Software auf mehr als einem System ist untersagt. 

Der Kunde darf die Software nur im gesetzlich zulässigen Umfang (§§ 69 a ff. UrhG) 
vervielfältigen, überarbeiten, übersetzen oder von dem Objektcode in den Quellcode 
umwandeln. Der Kunde hat keinen Anspruch auf Übergabe und/oder Nutzung des 
Quellcodes der Software. Der Kunde verpflichtet sich, Herstellerangaben – insbesondere 



 

Copyright-Vermerke – nicht zu entfernen oder ohne vorherige ausdrückliche Zustimmung 
von uns zu verändern. 

Alle sonstigen Rechte an der Software und den Dokumentationen einschließlich der Kopien 
bleiben bei uns bzw. beim Softwarelieferanten. Die Vergabe von Unterlizenzen ist nicht 
zulässig. 

 

15.  Beigestellte Ware [Beistellung durch Kunden]; Warenkontrolle 

15.1  Zur Be- und Verarbeitung und Montage eingesandte Teile sind mit Incoterm CTP und 
soweit erforderlich in guter Verpackung unter Beifügung eines Frachtbriefes und 
Lieferscheins zu übersenden. Eine Versandanzeige an uns ist unter Angabe seiner 
Auftragsnummer zu übermitteln. 

 
15.2  Der Kunde hat die beigestellte Ware spätestens 14 Tage vor dem bestätigten 

Liefertermin anzuliefern. Artikelbezeichnung, Stückzahl und die Auftragsnummer des 
Auftrags, für den die Ware beigestellt wird, müssen eindeutig erkennbar sein, so dass 
eine eindeutige Zuordnung zu der jeweiligen Auftragsbestätigung möglich ist. 
Beigestellte Ware ohne Kennzeichnung wird an den Absender zurückgesendet. 

 
15.3 Beigestellte Ware wird bei Eingang lediglich auf äußerliche Beschädigung der 

Verpackung, Karton und der Ware selbst geprüft. Etwa festgestellte Schäden werden 
dem Kunden innerhalb von 10 Kalendertagen gemeldet. 

 
15.4  Beigestellte Ware, insbesondere Motoren, werden nicht lackiert. 
 
15.5 Treten bei der Fertigung an der von dem Kunden beigestellten Ware Schäden auf, die 

auf einen Verstoß gegen die zuvor genannten Verpflichtungen zurückzuführen sind, so 
haften wir hierfür nicht. Entstehen uns dadurch Schäden, so hat Kunde diese zu 
ersetzen. 

 
15.6 Wir überprüfen das Zusammenwirken von beigestellter Ware, insbesondere Motoren 

und Getriebe nicht. Es wird lediglich das Zusammenwirken des Getriebes mit einem 
Motor von uns überprüft. Wir haften nicht für mangelbehaftete bzw. unvollständige 
Beistellungen sowie das Zusammenwirken der Beistellungen des Kunden mit unseren 
Leistungen/Lieferungen. 

 
15.7  Wir übernehmen keine Gewährleistung für beigestellte Ware. 
16. Verjährung 

16.1  Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für 
Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung, soweit nachfolgend 



 

nichts anderes bestimmt ist. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die 
Verjährung mit der Abnahme.  
 
Im Einschichtbetrieb verjähren Mängelansprüche des Kunden nach 24 Monaten ab 
Ablieferung oder, soweit eine Abnahme erforderlich ist, ab der Abnahme. 
 

16.2  Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer 
üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen 
Mangelhaftigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist gem. der 
gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt 
bleiben auch weitere gesetzliche Sonderregelungen zur Verjährung (insbes. § 438 Abs. 
1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 

 
16.3  Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche und 

außervertragliche Schadensersatzansprüche des Kunden, die auf einem Mangel der 
Ware beruhen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung 
(§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. 
Schadensersatzansprüche des Kunden gem. Ziffer 11.2 S. 1 und S. 2(a) sowie nach dem 
Produkthaftungsgesetz verjähren ausschließlich nach den gesetzlichen 
Verjährungsfristen. 

 

17.  Geheimhaltung 

17.1  Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die Bedingungen der Auftragsdurchführung 
sowie alle sonstigen ihm für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Informationen, 
insbesondere technischer und wirtschaftlicher Art, Absichten, Erfahrungen, 
Erkenntnisse, Konstruktionen und Unterlagen, die ihnen aufgrund der 
Zusammenarbeit gemäß dieses Vertrages bekannt werden (zusammen „Vertrauliche 
Informationen“ genannt), mit Ausnahme von öffentlich zugänglichen Informationen, 
für einen Zeitraum von 3 Jahren nach Vertragsschluss geheim zu halten, Dritten nicht 
zugänglich zu machen, vor dem Zugriff Dritter zu schützen sowie nicht zum Gegenstand 
einer eigenen Schutzrechtsanmeldung zu machen. Dritte sind nicht die im Sinne der §§ 
15 ff. AktG verbundene Unternehmen der Vertragspartei.  

 
17.2 Die Vertragsparteien sind darüber hinaus verpflichtet, alle im Zusammenhang mit der 

Lieferung oder Leistung bekannt gewordenen oder bekannt werdenden 
geschäftlichen, betrieblichen oder technischen Angelegenheiten der anderen 
Vertragspartei, auch über die Dauer des Vertrags hinaus, geheim zu halten.  

 
17.3  Die vorstehenden Verpflichtungen gelten nicht für solche Vertrauliche Informationen, 

die bereits vor ihrer Mitteilung im Rahmen dieses Vertrages bekannt waren, von der 
anderen Vertragspartei unabhängig erarbeitet oder anderweitig rechtmäßig erlangt 



 

wurden oder die allgemein sind oder ohne Verstoß gegen diese Bestimmungen 
allgemein bekannt werden.  

 
17.4 Die Vertragsparteien werden in geeigneter Form dafür sorgen, dass auch die von ihnen 

bei der Durchführung des Vertrages hinzugezogenen Mitarbeiter, freien Mitarbeiter 
und Unterauftragnehmer die vorstehende Vertraulichkeit wahren 

 
17.5  Nach Beendigung dieses Vertrages sind auf Aufforderung die in Unterlagen etc., 

einschließlich sämtlicher Kopien, vorliegenden Vertrauliche Informationen, die sich im 
Besitz oder unter Kontrolle einer Vertragspartei befinden, von dieser an die andere 
Vertragspartei vollständig und unverzüglich zurückzugeben, sofern nicht vereinbarte 
oder gesetzliche Aufbewahrungspflichten dem entgegenstehen. Ausgenommen 
hiervon sind ferner die in Unterlagen etc., einschließlich sämtlicher Kopien, und 
sonstige Vertrauliche Informationen, deren Vernichtung bzw. Rückgabe technisch 
nicht möglich ist, z. B. da sie aufgrund eines automatisierten elektronischen Backup-
Systems zur Sicherung von elektronischen Daten in einer Sicherungsdatei gespeichert 
wurden; hierzu zählt auch das technisch notwendige Vorhalten von Stammdaten (z. B. 
Personal-oder Kundennummern), welches nötig ist, um eine Verknüpfung zu den 
archivierten Informationen herzustellen. 

 
17.6  Im Übrigen gelten für den Umgang mit Geschäftsgeheimnissen die Vorschriften zum 

Schutz von Geschäftsgeheimnissen (in Deutschland durch das 
Geschäftsgeheimnisgesetzumgesetzt und in übrigen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union durch Umsetzung der RL 2016/943) sowie die in 
Geheimhaltungsvereinbarungen oder Non Disclosure Agreements getroffenen 
Vereinbarungen. 

 

18.  Einhaltung von Gesetzen 

20.1 Der Kunde ist verpflichtet, im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis die jeweils 
für ihn maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten. Dies betrifft 
insbesondere Antikorruptions- und Geldwäschegesetze sowie kartellrechliche, arbeits- 
und umweltschutzrechtliche Vorschriften, die Richtlinie 2002/95/EG (RoHS) sowie 
REACH-Verordnung (EG) 1907/2006. 

 

20.2 Der Kunde mit Sitz in der europäischen Union wird sicherstellen, dass die von ihm 
gelieferten Waren allen maßgeblichen Anforderungen an das Inverkehrbringen in der 
Europäischen Union genügen. Für den Kunden mit Sitz außerhalb der Europäischen 
Union aber im Europäischen Wirtschaftsraum gilt entsprechendes. Er hat uns die 
Konformität auf Verlangen durch Vorlage geeigneter Dokumente nachzuweisen. 



 

 
 
19.  Exportkontrolle / Produktzulassung / Einfuhrbestimmungen 

19.1 Der Kunde ist beim Export für die Einhaltung der jeweils auf die Liefergegenstände 
anwendbaren Exportkontrollvorschriften selbst verantwortlich. Bei Verletzung von 
Exportbestimmungen durch den Kunden sind wir zum Rücktritt vom Vertrag 
berechtigt. 

 
19.2 Sollte die Lieferung einen genehmigungspflichtigen Export durch uns beinhalten, so gilt 

der Vertrag erst mit Erhalt der jeweiligen Genehmigung als geschlossen. Der Kunde 
verpflichtet sich, alle zur Genehmigung erforderlichen Unterlagen beizubringen 

 
19.3 Der Kunde stimmt zu, auf Verlangen Verwendungsnachweise und/oder 

Endverbleibsbestätigungen auch dann beizubringen, wenn diese nicht amtlich 
gefordert werden. 

 
19.4 Im Falle der Ausfuhr/Verbringung ist die Lieferung erst bei Erhalt eines rechtsgültigen 

Ausfuhrnach-weises von der deutschen Mehrwertsteuer befreit. 
 
19.5 Können Fristen oder Termine aufgrund von Verzögerungen bei der Exportkontrolle 

nicht eingehalten werden, so verlängert sich die Lieferfrist und das Lieferdatum wird 
entsprechend der Verzögerung angepasst." 

 

20.  Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 

20.1  Erfüllungsort für Lieferung und Zahlung ist für beide Teile ausschließlich unser Sitz. 
 
20.2  Ist der Kunde Kaufmann iSd Handelsgesetzbuchs, der im Zeitpunkt der 

verfahrenseinleitenden Maßnahme seinen Sitz in der Europäischen Union, Island, 
Norwegen und Schweiz hat ist ausschließlicher – auch internationaler Gerichtsstand 
für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergebenden 
Streitigkeiten sowie über sein Entstehen und seine Wirksamkeit ergebenden 
Rechtsstreitigkeiten für beide Teile unser Geschäftssitz in Pforzheim. Entsprechendes 
gilt, wenn der Kunde Unternehmer iSv § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in allen Fällen auch 
berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gem. diesen AVLB bzw. einer 
vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand des Kunden zu 
erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu ausschließlichen 
Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

 
20.3  Soweit vorstehende Ziffer 20.2 nicht anwendbar ist, so ist für alle sich aus dem 

Vertragsverhältnis sowie über sein Entstehen und seine Wirksamkeit ergebenden 



 

Rechtsstreitigkeiten, nach der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für 
Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter Ausschluss des ordentlichen Rechtswegs 
endgültig zu entscheiden. Der Ort des Schiedsverfahrens ist Karlsruhe, Deutschland. 
Die Sprache des Schiedsverfahrens ist deutsch.   

 
20.4  Auf das Vertragsverhältnis findet ausschließlich deutsches Recht unter Ausschluss der 

Regelungen des Internationalen Privatrechts und unter Ausschluss des UN-Kaufrecht 
(CISG)Anwendung.  

 
 
Stand: November 2022 
 
 


